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Sachverhalt

Nach Beendigung des theoretischen 
Teils wurde dem mit dem HI-Virus infi-
zierten Zahnmedizinstudenten sei-
tens der Universität Marburg mitge-
teilt, dass er von den folgenden Praxis-
kursen ausgeschlossen sei. Aufgrund 
des Virus dürfe er nicht an Kursen mit 
Patientenkontakt und an Übungen der 
Studierenden im kommenden Se-
mester teilnehmen.

Darüber hinaus sollte er nach diesem 
(ohne Teilnahme an praktischen Kur-
sen auszusitzendem) Semester mo-
natlich auf eigene Kosten einen Labor-
nachweis erbringen. Bei einer Virus-
last unterhalb einer Nachweisgrenze 
sollte sich sodann eine eingesetzte 
Expertenkommission mit der Erlaub-
nis zur Wiederaufnahme des Studiums 
befassen. Dagegen ging der Stu- 
dent mittels Widerspruchs vor. Hier-
für hatte er extra die Expertise zweier 

Gutachter eingeholt, die ihm seine An- 
sicht dahingehend bestätigten, dass 
eine derart hohe Gefahr, die eine mo-
natliche Testung rechtfertigt, von ihm 
nicht ausgehe. Dieser Widerspruch 
blieb jedoch unbeantwortet. Als ihm 
sodann die Betriebsärztin aufgrund 
fehlender monatlicher Testungen, die 
der Student nach kurzer Zeit einge-
stellt hatte, den Unbedenklichkeits-
nachweis versagte, zog der Student 
vor Gericht.

infiziert im Zahn-
medizinstudium
RECHT >>>  Der Verwaltungsgerichtshof Hessen (VGH) be-
fasste sich im Februar 2022 in einem einstweiligen Rechts-
schutzverfahren (Az. 10 B 2508/21) mit der Frage, inwieweit 
ein mit dem HI-Virus infizierter Zahnmedizinstudent an Praxis-
veranstaltungen teilnehmen darf. Der Beschluss fand dabei 
vielseits Beachtung, wobei die Entscheidung eine Kontroverse 
ausgelöst hat.

HIV-
Wenn man um die  
Ausbildung kämpfen muss: 
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Prozess vor dem VG Gießen

Vor dem VG Gießen beabsichtigte 
der Zahnmedizinstudent mithilfe einer 
einstweiligen Verfügung, am Unterricht 
wieder unmittelbar teilnehmen zu dür-
fen. Darüber hinaus reichte er auch 
Klage gegen die ursprüngliche An-
weisung der Universität zur monat-
lichen Testung ein. Die Uni reagierte 
daraufhin mit dem Ausschluss von 
sämtlichen Lehrveranstaltungen. Das 
VG Gießen gab indes dem Studenten 
im einst weiligen Rechtsschutzverfah-
ren recht, wonach ihm sofort Zugang 
zu den Lehrveranstaltungen gewährt 
werden müsse. Nur bei risikoträch-
tigen Veranstaltungen müsse der 
Nachweis über eine geringe Viruslast 
erbracht werden. Der gänzliche Aus-
schluss wurde zu dem als unverhält-
nismäßig angesehen. Dagegen ging 
nun wieder die Universität Marburg 
vor und erhob Beschwerde vor dem 
VGH Hessen.

Entscheidung des VGH Hessen

Dieser hob die Entscheidung des VG 
Gießen zur sofortigen Teilnahme an 
sämtlichen Veranstaltungen wieder 
auf. Dabei wurde den Anführungen 
der Universität recht gegeben, wonach 
dem Zahnmedizinstudenten keine we-
sentlichen Nachteile entstünden, wenn 
er die Veranstaltungen in einem spä-
teren Semester nachhole, weil bereits 
große Teile verpasst worden seien. 
Auch bestehe grade bei den Praxis-
kursen ein erhöhtes Verletzungsrisiko. 
So würden in den streitgegenständ-
lichen Lehrveranstaltungen die Studie-
renden untereinander Übungen durch-
führen, die mit der Benutzung medizi-
nischer Instrumente verbunden seien. 
Dabei kämen auch scharfe Instru-
mente zum Einsatz, die zu Verletzun-
gen führen können und wegen der 
noch nicht eingeübten Nutzung auch 
häufig zu Verletzungen führten. Zudem 
wurde die Expertise der Gutachter an-
gezweifelt, da diese Human- und keine 
Zahnmediziner seien und aus deren 
Stellungnahme nicht ausreichend her-
vorgehe, die unterschiedlichen Um-
stände bei den Lehrveranstaltungen 
umfassend berücksichtigt zu haben.

Bezüglich Testung

Ohne dass es für die Entscheidung der 
Beschwerde erheblich war, wies der 
VGH noch darauf hin, dass eine Teil-
nahme komplett ohne Testung sehr 
bedenklich sei. Demnach seien Be-
gehren des Medizinstudenten im 
Hauptsacheverfahren, die auf eine 
 vollständige Aussetzung der Testung 
hinausliefen, wenig aussichtsreich.
Das Gericht bezog sich dafür auf 
eines der beiden vom Studenten ein-
gereichten Gutachten, welches eine 
regelmäßige Kontrolle für notwendig 
erachte. Jedoch könne nach diesem 
Gutachten eine vierteljährliche Kon-
trolle ausreichen und eine Virenlast 
von nicht mehr als 200 Kopien pro 
Milliliter bereits als unbedenklich er-
scheinen, wenn jedenfalls Therapie-
adhärenz bestünde. So sei das von 
der Universität geforderte monatlich 
einzureichende Ergebnis mit einer 
 Viruslast von unter 50 Kopien laut 
Gutachter „absolut unverhältnismä-
ßig“. Dagegen widersprach das Ge-
richt nicht. Es sah in der vierteljähr-
lichen Kontrolle nur eine Mindest-
anforderung, welcher der Medizin-
student indes nicht einmal nach-
gekommen sei.

Fazit

Die Entscheidung ist gravierend für den 
Zahnmedizinstudenten. Dass der Stu-
dent komplett ohne mindestens quar-
talsmäßige Testung an risikoreichen 
Veranstaltungen teilnehmen wollte, 
kann jedoch auch nicht unbeachtet 
 bleiben. Diese Testungsart wurde 
schließlich von den Gutachtern emp-
fohlen, die er engagiert hatte. Inwie-
fern die Kosten einzig auf ihn hätten 
fallen sollen, wäre eine weitere im Ein-
ver nehmen zu klärende Frage gewe-
sen. <<<

HIV-
HIV ≠ AIDS
Viele verwenden die Begriffe 
HIV und Aids synonymisch, 
dabei ist Aids nicht dasselbe 
wie HIV. HIV ist eine Abkür-
zung für „Humanes Immun-
defizienz-Virus“. Das HI-Virus 
schädigt das körpereigene 
 Immunsystem. Ohne Behand-
lung führt das fast immer zu 
schweren Krank heiten, man 
nennt das Aids.  Mit einer 
HIV-Therapie lässt sich Aids 
verhindern. So können Men-
schen mit HIV heutzutage 
gut und lange leben.
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Welt-Aids-Tag am 1. Dezember
welt-aids-tag.de

Gegen Benachteiligung helfen keine Pillen

Fakten zur Diskriminierung 
von Menschen mit HIV

HIV-positive Menschen haben heute bei rechtzeitiger Behandlung eine fast normale Lebens-
erwartung und können leben wie alle anderen Menschen. Sie müssen jedoch noch immer mit 

Ablehnung und Benachteiligung rechnen. Diskriminierung und die Angst davor gehören für 
viele zum Alltag, ebenso die Frage, wem man von der Infektion erzählt und wem besser nicht.

Bei der Studie positive stimmen 2.0  gaben 95 Prozent der Befragten an, sie hätten im Jahr vor 
der Befragung Diskriminierung erlebt – von Tratsch über Beleidigungen bis hin zu tätlichen 
Angriffen. 52 Prozent geben an, durch Vorurteile bezüglich der HIV-Infektion in ihrem Leben 
beeinträchtigt zu sein.

Besonders häufig ist Diskriminierung im Gesundheitswesen. 56 Prozent der Befragten 
machten hier mindestens eine negative Erfahrung. 16 Prozent berichten, dass ihnen mindestens 
einmal eine zahnmedizinische Versorgung verweigert wurde. Sie erhielten zum Beispiel beim 
Zahnarzt keinen Termin. Oft wird Menschen mit HIV auch nur der letzte Termin am Tag an-
geboten, weil Ärzt*innen und Praxispersonal fälschlich davon ausgehen, dass danach besondere 
Reinigungsmaßnahmen notwendig seien.

Noch immer berichten HIV-Positive von überzogenen Vorsichtsmaßnahmen: Sie bekommen 
zum Beispiel beim Krankenhausaufenthalt eine eigene Toilette zugewiesen oder beim Röntgen 
trägt das Personal plötzlich Handschuhe. Nicht selten kommt es auch zum Bruch der Schweige-
pflicht: In vielen Krankenhäusern werden Akten von HIV-positiven Patient*innen noch immer 
gekennzeichnet – oft sichtbar für Dritte. Dies alles, obwohl die normalen Hygienemaßnahmen 
völlig ausreichen. Eine Konsequenz: Ein Viertel der Befragten bei positive stimmen 2.0 legt 
seinen HIV-Status nicht mehr immer offen.

Auch im Arbeitsleben kommt es immer wieder zu Schwierigkeiten. Oft herrscht die veraltete 
und falsche Vorstellung, dass HIV-positive Menschen weniger leistungsfähig oder häufiger 
krank wären. Manche Arbeitgeber*innen fragen nach wie vor nach einem HIV-Test, obwohl es 
dafür keinen plausiblen Grund gibt – so zum Beispiel einige Unternehmen im Gesundheitswesen. 
Beim Bewerbungsverfahren in den Bundespolizeidienst werden Menschen mit HIV meist sogar 
als „nicht diensttauglich“ ausgeschlossen.

1

1 Deutsche Aidshilfe und Institut für Demokratie und Zivilgesellschaft 2021. Befragt wurden fast 1.000 Menschen 
mit HIV.
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Quelle: www.aidshilfe.de
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